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391. Kundmachung: Geltungsbereich des Statuts der Haager Konferenz für Internationales
Privatrecht

3 9 2 . Abkommen zwischen der Republik Österreich und der Bundesrepublik Deutschland über
Arbeitslosenversicherung
(NR: GP XIV RV 994 AB 1079 S. 110. BR: AB 1917 S. 381.)

3 9 3 . Vereinbarung zur Durchführung des Abkommens zwischen der Republik Österreich und
der Bundesrepublik Deutschland über Arbeitslosenversicherung

3 9 1 . Kundmachung des Bundeskanzlers
vom 3. September 1979 betreffend den
Geltungsbereich des Statuts der Haager Kon-

ferenz für Internationales Privatrecht

Nach Mitteilungen der Niederländischen Re-
gierung haben folgende weitere Staaten das Sta-
tut der Haager Konferenz für Internationales
Privatrecht (BGBl. Nr. 21/1967, letzte Kund-
machung betreffend den Geltungsbereich BGBl.
Nr. 128/1972) angenommen:

Staaten Datum des Inkrafttretens

Argentinien 28. April 1972
Australien 1. November 1973
Suriname 7. Oktober 1977
Venezuela 25. Juli 1979

Brasilien *) hat das Statut gemäß seinem Art. 15
mit Wirksamkeit vom 30. Juni 1978 gekündigt.

*) Kundgemacht in BGBl. Nr. 128/1972

Kreisky

392.
Der Nationalrat hat beschlossen:

Der Abschluß des nachstehenden Staatsvertrages samt Schlußprotokoll wird genehmigt.

Abkommen
zwischen der Republik Österreich und der
Bundesrepublik Deutschland über Arbeits-

losenversicherung

Der Bundespräsident der Republik Österreich
und

der Präsident der Bundesrepublik Deutschland —

IN DEM WUNSCHE, die Beziehungen der
beiden Staaten auf dem Gebiet der Sozialen
Sicherheit zu fördern und mit der Rechtsent-
wicklung in Einklang zu bringen —

sind übereingekommen, ein Abkommen zu
schließen, das an die Stelle des Abkommens über
Arbeitslosenversicherung vom 19. Mai 1951
treten soll.

Sie haben hierfür zu ihren Bevollmächtigten
ernannt:

Der Bundespräsident der Republik Österreich
Herrn Dr. Willibald Pahr, Bundesminister

für Auswärtige Angelegenheiten

der Präsident der Bundesrepublik Deutschland
Herrn Horst Grabert, Botschafter der Bun-

desrepublik Deutschland.

Die Bevollmächtigten haben nach Austausch
ihrer in guter und gehöriger Form befundenen
Vollmachten folgendes vereinbart:

ABSCHNITT I

Allgemeine Bestimmungen

Artikel 1

Begriffsbestimmungen

In diesem Abkommen bedeuten die Ausdrücke

1. „Gebiet"
in bezug auf die Republik Österreich

deren Bundesgebiet,
in bezug auf die Bundesrepublik Deutsch-
land

den Geltungsbereich des Grundgesetzes
für die Bundesrepublik Deutschland;
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2. „Staatsangehöriger"

in bezug auf die Republik Österreich
deren Staatsbürger,

in bezug auf die Bundesrepublik Deutsch-
land

einen Deutschen im Sinne des Grundge-
setzes für die Bundesrepublik Deutsch-
land;

3. „Rechtsvorschriften"
in bezug auf die Republik Österreich

die Gesetze und Verordnungen, welche
sich auf die in Artikel 2 Absatz 1 bezeich-
neten Rechtsgebiete beziehen,

in bezug auf die Bundesrepublik Deutsch-
land

die Gesetze, Rechtsverordnungen und
Anordnungen, welche sich auf die in
Artikel 2 Absatz 1 bezeichneten Rechtsge-
biete beziehen;

4. „zuständige Behörde"
in bezug auf die Republik Österreich

den Bundesminister für soziale Ver-
waltung,

in bezug auf die Bundesrepublik Deutsch-
land

den Bundesminister für Arbeit und Sozial-
ordnung;

5. „Grenzgänger"
einen Arbeitnehmer, für den aufgrund seiner
Beschäftigung im Gebiet eines Vertrags-
staates dessen Rechtsvorschriften gelten und
der sich im Gebiet des anderen Vertrags-
staates gewöhnlich aufhält und dorthin
in der Regel mindestens einmal wöchentlich
zurückkehrt;

6. „Träger"
in bezug auf die Republik Österreich

die Behörde, der die Durchführung der
in Artikel 2 Absatz 1 bezeichneten Rechts-
vorschriften obliegt,

in bezug auf die Bundesrepublik Deutsch-
land

die Bundesanstalt für Arbeit.

Art ikel 2

Sachlicher Geltungsbereich

(1) Dieses Abkommen bezieht sich
auf die österreichischen Rechtsvorschriften

über
a) das Arbeitslosengeld,
b) die Notstandshilfe,
c) die Bevorschussung von Leistungen aus der

Pensionsversicherung,

d) die Kurzarbeitsbeihilfe,
e) die Schlechtwetterentschädigung,
f) das Insolvenz-Ausfallgeld,

auf die deutschen Rechtsvorschriften über
a) das Arbeitslosengeld,
b) die Arbeitslosenhilfe,
c) das Kurzarbeitergeld,
d) das Schlechtwettergeld,
e) das Konkursausfallgeld,

einschließlich der Rechtsvorschriften über die
Beiträge und Umlagen.

(2) Bei Anwendung dieses Abkommens finden
die Rechtsvorschriften keine Anwendung, die
sich für einen Vertragsstaat aus anderen zwischen-
staatlichen Verträgen oder aus überstaatlichem
Recht ergeben oder zu deren Ausführung dienen.

Art ikel 3

Persönlicher Geltungsbereich

Dieses Abkommen gilt

a) für Staatsangehörige der beiden Vertrags-
staaten,

b) für Flüchtlinge und Staatenlose, die sich
im Gebiet eines der beiden Vertragsstaaten
gewöhnlich aufhalten.

Art ikel 4

Gleichbehandlung

Ist der Anspruch auf eine in Artikel 2 Absatz 1
festgelegte Leistung nach den Rechtsvorschriften
des Vertragsstaates, in dem diese Leistung bean-
tragt wird, von der Staatsangehörigkeit dieses
Vertragsstaates abhängig, so sind die Personen,
für die dieses Abkommen nach Artikel 3 gilt,
den Staatsangehörigen dieses Vertragsstaates
gleichgestellt.

Art ikel 5

Versicherungs- und Beitragspflicht

(1) Die Versicherungs- und Beitragspflicht rich-
tet sich nach den Rechtsvorschriften des Vertrags-
staates, in dessen Gebiet der Arbeitnehmer be-
schäftigt ist, und zwar auch dann, wenn sich der
Arbeitgeber im Gebiet des anderen Vertrags-
staates befindet.

(2) Werden jedoch aufgrund des zwischen der
Republik Österreich und der Bundesrepublik
Deutschland abgeschlossenen Abkommens über
Soziale Sicherheit nicht die Rechtsvorschriften
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angewandt, die am Beschäftigungsort gelten,
sondern die Rechtsvorschriften des anderen Ver-
tragsstaates, so gilt dies auch für die Ver-
sicherungs- und Beitragspflicht nach den in
Artikel 2 Absatz 1 angeführten Rechtsvor-
schriften.

(3) Dieses Abkommen berührt nicht die im
Wiener Übereinkommen über diplomatische Be-
ziehungen und im Wiener Übereinkommen über
konsularische Beziehungen enthaltenen Bestim-
mungen, die sich auf die in Artikel 2 Absatz 1
bezeichneten Rechtsvorschriften beziehen.

ABSCHNITT II

Besondere Bestimmungen
Leistungsrecht

Art ikel 6

Allgemeiner Grundsatz

Der Anspruch auf die in Artikel 2 Absatz 1
angeführten Leistungen und das Verfahren rich-
ten sich nach den Rechtsvorschriften des Ver-
tragsstaates, in dessen Gebiet der Anspruch
geltend gemacht wird, soweit die folgenden
Bestimmungen nicht anderes festlegen.

Art ikel 7

Berücksichtigung von Zeiten einer beitrags-
pflichtigen Beschäftigung, die nach den
Rechtsvorschriften des anderen Vertrags-

staates zurückgelegt worden sind

(1) Zeiten einer beitragspflichtigen Beschäfti-
gung, die nach den Rechtsvorschriften des anderen
Vertragsstaates zurückgelegt worden sind, werden
bei der Beurteilung, ob die Anwartschaftszeit
erfüllt ist, und bei der Festsetzung der Bezugs-
dauer (Anspruchsdauer) berücksichtigt, sofern
der Antragsteller die Staatsangehörigkeit des
Vertragsstaates besitzt, in dem der Anspruch
geltend gemacht wird, und sich im Gebiet dieses
Vertragsstaates gewöhnlich aufhält. Das gleiche
gilt, wenn der Antragsteller zwecks Familien-
zusammenführung in den Vertragsstaat, in dem
der Anspruch geltend gemacht wird, übersiedelt
ist und sein bereits dort lebender Ehegatte die
Staatsangehörigkeit dieses Vertragsstaates besitzt.

(2) Bei anderen Arbeitslosen werden Zeiten
einer beitragspflichtigen Beschäftigung, die nach
den Rechtsvorschriften des anderen Vertrags-
staates zurückgelegt worden sind, nur dann
berücksichtigt, wenn der Arbeitslose nach seiner
letzten Einreise in das Gebiet des Vertragsstaates,
in dem er den Anspruch geltend macht, dort
mindestens vier Wochen ohne Verletzung der
Vorschriften über die Beschäftigung von Aus-
ländern als Arbeitnehmer beschäftigt gewesen ist.

Art ikel 8

Sonderregelung für Grenzgänger

(1) Grenzgänger erhalten Arbeitslosengeld in
dem Vertragsstaat, in dessen Gebiet sie ihren
gewöhnlichen Aufenthalt haben. Bei der Beur-
teilung, ob die Anwartschaftszeit erfüllt ist, und
bei der Festsetzung der Bezugsdauer (Anspruchs-
dauer) werden Zeiten einer beitragspflichtigen
Beschäftigung, die nach den Rechtsvorschriften
des anderen Vertragsstaates zurückgelegt worden
sind, berücksichtigt.

(2) Arbeitnehmer, die unmittelbar vor Ein-
tritt der Arbeitslosigkeit innerhalb einer Rahmen-
frist von sechs Jahren mindestens fünf Jahre
im anderen Vertragsstaat beschäftigt waren,
davon zuletzt nicht weniger als ein Jahr als
Grenzgänger, erhalten Arbeitslosengeld in dem
Vertrags Staat, in dessen Gebiet sie beschäftigt
waren. Sie können jedoch ihren Anspruch statt-
dessen im Gebiet des Vertrags Staates, in dem sie
ihren gewöhnlichen Aufenthalt haben, geltend
machen.

(3) Arbeitnehmern, die als Grenzgänger in der
Republik Österreich Kurzarbeit leisten, wird
Kurzarbeitsbeihilfe nach österreichischen Rechts-
vorschriften gewährt und für Arbeitnehmer, die
als Grenzgänger in der Bundesrepublik Deutsch-
land Kurzarbeit leisten, wird Kurzarbeitergeld
nach deutschen Rechtsvorschriften gewährt.

(4) Grenzgängern wird Schlechtwetterent-
schädigung (Schlechtwettergeld) nach den Rechts-
vorschriften des Vertragsstaates gewährt, in dem
sie einen Lohnausfall wegen Schlechtwetters
erleiden.

(5) Arbeitnehmern, die bei Eröffnung des
Konkursverfahrens über das Vermögen ihres
Arbeitgebers oder einem Tatbestand, der nach
den anzuwendenden Rechtsvorschriften gleichge-
stellt ist, Ansprüche auf Arbeitsentgelt haben,
wird — wenn sie als Grenzgänger in der Republik
Österreich beschäftigt waren — Insolvenz-Aus-
fallgeld nach österreichischen Rechtsvorschrif-
ten — wenn sie als Grenzgänger in der Bundes-
republik Deutschland beschäftigt waren — Kon-
kursausfallgeld nach deutschen Rechtsvorschrif-
ten gewährt.

Art ikel 9

Minderung der Bezugsdauer (Anspruchs-
dauer)

Die Bezugsdauer (Anspruchsdauer) wird um
die Zeit gemindert, in der der Arbeitslose im
anderen Vertragsstaat innerhalb der letzten
12 Monate vor dem Tag der Antragstellung
bereits Arbeitslosengeld bezogen hat. Als eine
Zeit, in der der Arbeitslose Leistungen bezogen
hat, gilt auch eine Zeit, in der Leistungen wegen
eines schuldhaften Verhaltens des Arbeitslosen
nicht gewährt wurden.
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Art ikel 10

Berücksichtigung von Einkünften, die im
anderen Vertragsstaat erzielt werden

Einkünfte aus der Sozialen Sicherheit des
anderen Vertragsstaates sind in gleicher Weise
zu berücksichtigen, wie vergleichbare Leistungen
aus der Sozialen Sicherheit des Vertragsstaates,
in dessen Gebiet der Anspruch geltend gemacht
wird.

ABSCHNITT III

Verschiedene Bestimmungen

Artikel 11

Amtshilfe

Die Träger, Verbände auf dem Gebiet der
Sozialen Sicherheit, Behörden und Gerichte der
Vertragsstaaten leisten einander bei der Durch-
führung der in Artikel 2 Absatz 1 bezeichneten
Rechtsvorschriften und dieses Abkommens gegen-
seitige Hilfe, als wendeten sie die für sie geltenden
Rechtsvorschriften an. Die Hilfe ist mit Ausnahme
der Barauslagen kostenlos.

Art ikel 12

Befreiung von Gebühren sowie vom Beglau-
bigungszwang

(1) Die nach den Rechtsvorschriften eines
Vertragsstaates vorgesehene Befreiung oder Er-
mäßigung von Steuern oder Gebühren einschließ-
lich Konsulargebühren und Verwaltungsabgaben
für Schriftstücke oder Urkunden, die in Anwen-
dung dieser Rechtsvorschriften vorzulegen sind,
erstreckt sich auch auf die entsprechenden
Schriftstücke und Urkunden, die in Anwendung
dieses Abkommens oder der in Artikel 2 Absatz 1
bezeichneten Rechtsvorschriften des anderen Ver-
tragsstaates vorzulegen sind.

(2) Urkunden und Schriftstücke jeglicher Art,
die in Durchführung dieses Abkommens oder
der in Artikel 2 Absatz 1 bezeichneten Rechts-
vorschriften des anderen Vertragsstaates vorge-
legt werden müssen, bedürfen nicht der Beglau-
bigung.

Art ikel 13

Unmittelbarer Verkehr

(1) Die in Artikel 11 genannten Stellen der
beiden Vertragsstaaten verkehren bei der
Durchführung der in Artikel 2 Absatz 1 bezeich-
neten Rechtsvorschriften und dieses Abkommens
miteinander sowie mit den Arbeitgebern und
Arbeitnehmern und ihren Vertretern unmittelbar.

(2) Bescheide und sonstige Schriftstücke kön-
nen einer Person, die sich im Gebiet des anderen
Vertragsstaates aufhält, unmittelbar durch ein-
geschriebenen Brief mit Rückschein zugestellt
werden.

Art ikel 14

Verwaltungsvereinbarung und gegenseitige
Unterrichtung

(1) Die zuständigen Behörden der beiden Ver-
tragsstaaten können unmittelbar miteinander das
Nähere über die zur Durchführung dieses Ab-
kommens erforderlichen Maßnahmen verein-
baren, soweit sie ein gegenseitiges Einverständnis
bedingen. Sie unterrichten einander über die zur
Durchführung des Abkommens getroffenen Maß-
nahmen sowie über Änderungen und Ergänzun-
gen ihrer Rechtsvorschriften, die seine Durch-
führung berühren.

(2) Zur Erleichterung der Durchführung dieses
Abkommens werden Verbindungsstellen einge-
richtet. Verbindungsstellen sind:
in der Republik Österreich

das Landesarbeitsamt Salzburg,
in der Bundesrepublik Deutschland

das Landesarbeitsamt Südbayern in München.

Art ikel 15

Erstattung von zu Unrecht gewährten
Leistungen sowie von Vorschüssen

(1) Hat der Träger eines Vertragsstaates einer
Person zu Unrecht Leistungen gewährt, so kann
auf dessen Ersuchen und zu dessen Gunsten der
zuständige Träger des anderen Vertragsstaates
den zu Unrecht gewährten Betrag von einer
Nachzahlung oder den laufenden Zahlungen an
den Berechtigten nach Maßgabe der für ihn
geltenden innerstaatlichen Rechtsvorschriften
einbehalten.

(2) Hat eine Person nach den Rechtsvorschrif-
ten eines Vertragsstaates Anspruch auf eine
Geldleistung für einen Zeitraum, für den ihr
oder ihren Angehörigen von einem Fürsorge-
träger des anderen Vertragsstaates Leistungen
gewährt worden sind, so ist diese Geldleistung
auf Ersuchen und zugunsten des ersatzberechtig-
ten Fürsorgeträgers einzubehalten, als sei dieser
ein Fürsorgeträger mit dem Sitz im Gebiet des
ersten Vertragsstaates. Hat eine Person nach den
Rechtsvorschriften eines Vertragsstaates Anspruch
auf eine Geldleistung für einen Zeitraum, für den
ihr oder ihren Angehörigen von einem anderen
öffentlich-rechtlichen Leistungsträger des anderen
Vertrags Staates aus öffentlichen Mitteln Leistun-
gen gewährt worden sind, so ist unbeschadet
sonstiger zwischenstaatlicher Regelungen diese
Geldleistung auf Ersuchen und zugunsten des
ersatzberechtigten Leistungsträgers einzubehalten.
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ABSCHNITT IV

Übergangs- und Schlußbestimmungen

Artikel 16

Übergangsregelung

Dieses Abkommen begründet keinen Anspruch
auf Zahlung von Leistungen für die Zeit vor
seinem Inkrafttreten. Entscheidungen, die vor
Inkrafttreten getroffen wurden, werden durch
dieses Abkommen nicht berührt.

Art ikel 17

Schlußprotokoll

Das beiligende Schlußprotokoll ist Bestandteil
dieses Abkommens.

Art ikel 18

Geltung für das Land Berlin

Dieses Abkommen gilt auch für das Land
Berlin, sofern nicht die Regierung der Bundes-
republik Deutschland gegenüber der Bundes-
regierung der Republik Österreich innerhalb von
drei Monaten nach Inkrafttreten des Abkommens
eine gegenteilige Erklärung abgibt.

Ar t ike l 19

Ratifikation, Inkrafttreten

(1) Dieses Abkommen bedarf der Ratifikation.
Die Ratifikationsurkunden werden so bald wie
möglich in Bonn ausgetauscht werden.

(2) Dieses Abkommen tritt am ersten Tag des
zweiten Monats nach Ablauf des Monats in
Kraft, in dem die Ratifikationsurkunden ausge-
tauscht werden.

Art ikel 20

Geltungsdauer, Außerkrafttreten

(1) Das Abkommen wird auf unbestimmte
Zeit geschlossen. Jeder Vertragsstaat kann es
unter Einhaltung einer Frist von drei Monaten
zum Ende eines Kalenderjahres kündigen.

(2) Tritt das Abkommen infolge Kündigung
außer Kraft, so gelten seine Bestimmungen für
die bis dahin erworbenen Leistungsansprüche
weiter, jedoch nicht länger als für die Dauer eines
Jahres nach dem Außerkrafttreten.

Art ikel 21

Außerkrafttreten früherer Abkommen

Mit dem Inkrafttreten dieses Abkommens
treten außer Kraft:

das Abkommen vom 19. Mai 1951 zwischen
der Republik Österreich und der Bundesrepublik

Deutschland über Arbeitslosenversicherung samt
Schlußprotokoll*),

das Zusatzprotokoll vom 23. November 1951
zum Abkommen zwischen der Republik Öster-
reich und der Bundesrepublik Deutschland über
Arbeitslosenversicherung *),

das Zweite Abkommen vom 31. Oktober 1953
zwischen der Republik Österreich und der Bundes-
republik Deutschland über Arbeitslosenver-
sicherung**).

ZU URKUND DESSEN haben die Bevoll-
mächtigten dieses Abkommen unterzeichnet und
mit ihren Siegeln versehen.

GESCHEHEN zu Wien, am 19. Juli 1973
in zwei Urschriften.

Für die
Republik Österreich:

Willibald P. Pahr m. p.

Für die
Bundesrepublik Deutschland:

Horst Grabert m. p.

Schlußprotokoll

zu dem Abkommen zwischen der Repu-
blik Österreich und der Bundesrepublik
Deutschland über Arbeitslosenversicherung

Bei der Unterzeichnung des heute zwischen
der Republik Österreich und der Bundesrepublik
Deutschland geschlossenen Abkommens über
Arbeitslosenversicherung geben die Bevollmäch-
tigten der beiden Vertragsstaaten die überein-
stimmende Erklärung ab, daß über folgender.
Einverständnis besteht:

1. Zu Artikel 2 Absatz 2

Das Abkommen berührt nicht das Abkommen
über die Soziale Sicherheit der Rheinschiffer in
seiner jeweiligen Fassung.

2. Zu Artikel 3

Mitglieder des in der Donauschiffahrt beschäf-
tigten fahrenden Personals, die in dieser Eigen-
schaft insgesamt 5 Jahre beschäftigt waren und
weder österreichische noch deutsche Staatsange-
hörige sind, stehen in den Fällen des Artikels 6
Absatz 5 des österreichisch-deutschen Abkommens
über Soziale Sicherheit den Staatsangehörigen des
Vertragsstaates gleich, dessen Rechtsvorschriften
gelten.

*) Kundgemacht in BGBl. Nr. 9/1953
**) Kundgemacht in BGBl. Nr. 248/1955
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3. Zu Artikel 3

Zu den Flüchtlingen und Staatenlosen im
Sinne des Artikels 3 gehören

a) Flüchtlinge im Sinne des Artikels 1 des
Abkommens vom 28. Juli 1951 über die
Rechtsstellung der Flüchtlinge und des
Protokolls vom 31. Januar 1967 2u diesem
Abkommen,

b) Staatenlose im Sinne des Artikels 1 des
Übereinkommens vom 28. September 1954
über die Rechtsstellung der Staatenlosen.

4. Zu Artikel 5

Bei Arbeitnehmern, die aufgrund des öster-
reichisch-deutschen Doppelbesteuerungsabkom-
mens hinsichtlich ihrer Einkünfte aus nichtselb-
ständiger Arbeit nicht der deutschen Steuerpflicht
unterliegen, wird bei Erhebung der Umlage nach
§ 186 a des Arbeitsförderungsgesetzes der Brutto-
arbeitslohn zugrunde gelegt, der bei Vorliegen
einer Steuerpflicht lohnsteuerpflichtig wäre.

5. Zu Artikel 6

Unter Anspruch auf Leistungen im Sinne des
Artikels 6 sind insbesondere die Voraussetzungen,
die Höhe, die Dauer, die anspruchsvernichtenden
und die anspruchseinschränkenden Umstände
sowie Rückforderungen zu verstehen.

6. Zu Artikel 6

Bei der Bemessung von Leistungen nach
deutschen Rechtsvorschriften ist erforderlichen-
falls die Steuerklasse zugrunde zu legen, die für
den Arbeitnehmer maßgebend wäre, wenn er
der Steuerpflicht unterläge.

7. Zu Artikel 6 folgende

Das Arbeitslosengeld darf nicht deshalb versagt
werden, weil die Befugnis zur erneuten Aufnahme
einer Beschäftigung an die Erteilung einer Ge-
nehmigung durch die Behörde gebunden ist.
Kurzarbeitsbeihilfe (Kurzarbeitergeld) darf nicht
deshalb versagt werden, weil die Kurzarbeit
durch Entlassung von Arbeitnehmern, die Staats-
angehörige des anderen Vertragsstaates sind,
hätte vermieden werden können.

8. Zu Artikel 6

Zur Durchführung der österreichischen Arbeits-
losenversicherung in den Gemeinden Jungholz
(politischer Bezirk Reutte) und Mittelberg (poli-

tischer Bezirk Bregenz) kann die zuständige
österreichische Behörde durch Verordnung Nähe-
res bestimmen.

9. Zu Artikel 7

Wird ein Antrag auf Arbeitslosengeld in Öster-
reich gestellt, dann verlängern sich die Rahmen-
fristen nach § 14 Abs. 1 bis 3 Arbeitslosenver-
sicherungsgesetz um Zeiträume, in denen der
Arbeitslose in der Bundesrepublik Deutschland

a) einen geregelten Lehrgang zur beruflichen
Fortbildung besucht hat, durch den er
überwiegend in Anspruch genommen wurde;

b) Wehr- oder Zivildienst geleistet hat, sofern
er vorher in Österreich in einem arbeits-
losenversicherungspflichtigen Dienstverhält-
nis stand;

c) Krankengeld oder Wochengeld bezogen
hat;

d) infolge Krankheit oder Unfall arbeitsunfähig
im Sinne des § 15 Abs. 1 Ziffer 1 lit. k und
1 war.

10. Zu Artikel 8

Für den Bezug von Notstandshilfe (Arbeits-
losenhilfe) gilt in den Fällen des Artikels 8
Absatz 2 Satz 1 der Bezug von Arbeitslosengeld
im anderen Vertragsstaat als Vorbezug.

11. Zu Artikel 11

Es besteht Einvernehmen, daß die Portokosten
nicht zu den Barauslagen im Sinne des Artikels 11
Satz 2 gehören.

12. Zu Artikel 12

Absatz 2 gilt entsprechend, wenn anstelle der
Beglaubigung eine ähnliche Förmlichkeit vorge-
schrieben ist.

GESCHEHEN zu Wien, am 19. Juli 1978
in zwei Urschriften.

Für die
Republik Österreich:

Willibald P. Pahr m. p.

Für die
Bundesrepublik Deutschland:

Horst Grabert m. p.

Die vom Bundespräsidenten unterzeichnete und vom Bundeskanzler gegengezeichnete Rati-
fikationsurkunde wurde am 23. August 1979 ausgetauscht; das Abkommen tritt gemäß seinem
Art. 19 Abs. 2 am 1. Oktober 1979 in Kraft.

Kreisky
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393.
V e r e i n b a r u n g

zur Durchführung des Abkommens vom
19. Juli 1978 zwischen der Republik Öster-
reich und der Bundesrepublik Deutschland

über Arbeitslosenversicherung *)

Auf Grund des Artikels 14 Absatz 1 des Ab-
kommens vom 19. Juli 1978 zwischen der Repu-
blik Österreich und der Bundesrepublik Deutsch-
land über Arbeitslosenversicherung haben die
zuständigen Behörden, und zwar

für die Republik Österreich:
Der Bundesminister für soziale Verwaltung,
vertreten durch

Herrn Ministerialrat Mag. jur. Lothar Ullrich,

für die Bundesrepublik Deutschland:
Der Bundesminister für Arbeit und Sozialord-

nung,
vertreten durch
Herrn Ministerialrat Dr. Hartmut Leder,

zur Durchführung des Abkommens folgendes ver-
einbart:

Abschnitt I
(Zu Artikel 1 — Begriffsbestimmung)

1. Die in dieser Vereinbarung verwendeten
Ausdrücke haben dieselbe Bedeutung wie im Ab-
kommen.

2. Ein Berechtigter hat im Zweifel — etwa
weil er in jedem Vertragsstaat eine Unterkunft
hat — seinen gewöhnlichen Aufenthalt dort, wo
er bei natürlicher Betrachtungsweise seinen
Lebensmittelpunkt hat.

Abschnitt II
(Zu Artikel 6 — Allgemeiner Grundsatz)

1. Hat das Arbeitsamt bei der Feststellung des
Anspruches auf Leistungen Zeiten einer beitrags-
pflichtigen Beschäftigung oder Leistungszeiten zu
berücksichtigen, die nach den Rechtsvorschriften
des anderen Vertragsstaates zurückgelegt worden
sind, so hat es beim Arbeitsamt im zuletztge-
nannten Vertragsstaat anzufragen, und zwar

das deutsche Arbeitsamt beim österreichischen
Arbeitsamt, in dessen Bezirk der Arbeitslose
zuletzt in Österreich beschäftigt war,

das österreichische Arbeitsamt bei dem deut-
schen Arbeitsamt, in dessen Bezirk der Arbeits-
lose bei Beendigung seiner letzten Beschäftigung
in der Bundesrepublik Deutschland gewohnt hat.

Das Arbeitsamt des Vertragsstaates, das die
Anfrage zu beantworten hat, gibt in seiner Ant-
wort, soweit ihm dies möglich ist, an, ob in
diesem Vertragsstaat bereits Leistungen wegen
Arbeitslosigkeit beantragt worden sind und ob

•) Kundgemacht in BGBl. Nr. 392/1979

es auch eine Anfrage von einem weiteren Arbeits-
amt des anderen Vertragsstaates erhalten hat.

Die Anfrage kann auch an die Verbindungs-
stelle des anderen Vertragsstaates gerichtet wer-
den.

2. Sind bei einer Entscheidung Arbeitsentgelte
oder andere Einkünfte zu berücksichtigen, die im
anderen Vertragsstaat erzielt wurden, so ist bei
der Umrechnung von dem letzten vor dem Tage
der Entscheidung in Frankfurt/Main (deutscher
Träger) bzw. Wien (österreichischer Träger) fest-
gestellten amtlichen Devisenkurs (Geldkurs) aus-
zugehen.

3. Schuldner, die ihren gewöhnlichen Aufent-
haltsort in dem einen Vertragsstaat haben und
zur Zahlung in der Währung des anderen Ver-
tragsstaates verpflichtet sind, können ihre Zah-
lung gleichwohl in der Währung des erstgenann-
ten Vertragsstaates bewirken. Zu diesem Zweck
gibt der forderungsberechtigte Träger den ge-
schuldeten Betrag in der Währung des anderen
Vertragsstaates unter Zugrundelegung des letzten
vor dem Tage der Zahlungsaufforderung in
Frankfurt/Main bzw. in Wien festgestellten amt-
lichen Devisenkurses (Geldkurs) an.

Abschnitt III
(Zu Artikel 8 — Sonderregelung für Grenz-

gänger)

1. Für die Durchführung der Rechtsvorschrif-
ten über das Arbeitslosengeld nach Artikel 8
Absatz 2 Satz 1 ist das Arbeitsamt zuständig, in
dessen Bezirk der Arbeitslose zuletzt beschäftigt
war. Dieses Arbeitsamt kann auf Antrag des
Arbeitslosen ein anderes Arbeitsamt im selben
Vertragsstaat für zuständig erklären.

2. Arbeitslose, die Arbeitslosengeld nach Arti-
kel 8 Absatz 2 Satz 1 in der Bundesrepublik
Deutschland erhalten, sind Mitglieder der Kran-
kenkasse, der sie im Zeitpunkt der Arbeitslos-
meldung oder zuletzt vor diesem Zeitpunkt an-
gehört haben. Arbeitslose, die Arbeitslosengeld
nach Artikel 8 Absatz 2 Satz 1 in Österreich
erhalten, sind während des Leistungsbezuges bei
der Gebietskrankenkasse versichert, in deren
Bereich das Arbeitsamt seinen Sitz hat, von dem
sie Arbeitslosengeld beziehen.

3. Sofern der Arbeitslose nach Artikel 8 Ab-
satz 2 Satz 2 seinen Anspruch in dem Vertrags-
staat geltend gemacht hat, in dem er seinen ge-
wöhnlichen Aufenthalt hat, kann er Leistungen
im anderen Vertragsstaat nicht mehr beanspru-
chen.

4. Leistungen sind an Grenzgänger auf ein
Konto bei einem Geldinstitut oder an eine An-
schrift in dem Vertragsstaat zu überweisen oder
zu übermitteln, in dem der Leistungsträger seinen
Sitz hat.
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5. Bevor ein Arbeitsamt Leistungen wegen
Arbeitslosigkeit an einen arbeitslosen Grenz-
gänger bewilligt, der möglicherweise auch im
anderen Vertragsstaat solche Leistungen bean-
spruchen kann, fragt es beim Arbeitsamt dieses
Vertragsstaates an, ob der Arbeitslose dort solche
Leistungen beantragt hat.

Abschnitt IV

(Zu Artikel 10 — Berücksichtigung von Ein-
künften)

Einkünfte aus der sozialen Sicherheit des
anderen Vertragsstaates sind zu dem am Beginn
des Zeitraumes, für den die Einkünfte zu berück-
sichtigen sind, in Frankfurt/Main bzw. Wien
festgestellten amtlichen Devisenkurs (Geldkurs)
umzurechnen.

Abschnitt V
(Zu Artikel 11 — Amtshilfe)

1. Die Arbeitsämter der beiden Vertragsstaaten
haben auf Ersuchen sich gegenseitig alle Tatsachen
mitzuteilen, die für die Durchführung des Ab-
kommens notwendig sind.

2. Werden personenbezogene Daten oder Be-
triebs- oder Geschäftsgeheimnisse auf Grund des
Abkommens von einem Vertragsstaat in den
anderen weitergegeben, so gilt sowohl für ihre
Weitergabe als auch für ihre Verwendung das
jeweilige innerstaatliche Recht über den Schutz
von personenbezogenen Daten und Betriebs- und
Geschäftsgeheimnissen.

Abschnitt VI
(Zu Artikel 14 — Verwaltungsvereinbarung und

gegenseitige Unterrichtung)
Den nach Artikel 14 Absatz 2 des Abkom-

mens eingerichteten Verbindungsstellen obliegen
zur Erleichterung der Durchführung des Abkom-
mens außer den in dieser Vereinbarung fest-
gelegten Aufgaben alle sonstigen Verwaltungs-
maßnahmen, insbesondere die Vereinbarung von
Vordrucken und die Leistung und Vermittlung
von Verwaltungshilfe. Sie unterstützen die
Arbeitsämter bei der Durchführung des Abkom-
mens. Artikel 13 des Abkommens wird hiervon
nicht berührt.

Abschnitt VII
(Zu Artikel 15 — Erstattung von zu Unrecht

gewährten Leistungen sowie von Vorschüssen)
1. Die Überweisung eines einbehaltenen Be-

trages nach Artikel 15 Absatz 1 des Abkommens
erfolgt auf das Konto der Forderungseinzugs-
stelle, die von dem Arbeitsamt des anderen
Vertragsstaates benannt wird, das den Rück-
forderungsbescheid erlassen hat.

2. Die Überweisung eines einbehaltenen Be-
trages gemäß Artikel 15 Absatz 2 des Abkom-

mens erfolgt auf das Konto des ersatzberechtigten
Fürsorgeträgers bzw. der Forderungseinzugsstelle,
die das ersatzberechtigte Arbeitsamt des anderen
Vertragsstaates benannt hat.

Abschnitt VIII
(Zu Artikel 16 — Übergangsregelung)

Ein arbeitsloser Grenzgänger, der die Voraus-
setzungen nach Artikel 8 Absatz 2 Satz 1 des
Abkommens erfüllt und dessen Anspruch auf
Arbeitslosengeld in dem Vertragsstaat, in dem
er seinen gewöhnlichen Aufenthalt hat, vor In-
krafttreten des Abkommens entstanden und bei
Inkrafttreten des Abkommens noch nicht er-
schöpft oder erloschen ist, erhält statt dieses
Arbeitslosengeldes auf Antrag Arbeitslosengeld
nach den Rechtsvorschriften des Vertragsstaates,
in dessen Gebiet er beschäftigt war. Das Arbeits-
losengeld wird frühestens ab dem Tage des In-
krafttretens des Abkommens, bei späterer Gel-
tendmachung von dem Tage an gewährt, an dem
sich der Arbeitslose persönlich beim Arbeitsamt
meldet und Arbeitslosengeld beantragt.

Abschnitt IX
(Geltung für das Land Berlin)

Diese Vereinbarung gilt auch für das Land
Berlin, sofern nicht der Bundesminister für Ar-
beit und Sozialordnung der Bundesrepublik
Deutschland gegenüber dem Bundesminister für
soziale Verwaltung der Republik Österreich
innerhalb von drei Monaten nach Inkrafttreten
der Vereinbarung eine gegenteilige Erklärung
abgibt.

Abschnitt X

1. Die Vereinbarung tritt gleichzeitig mit dem
Abkommen in Kraft.

2. Die Vertragsparteien werden Zweifelsfragen,
die die Auslegung des Abkommens und der Ver-
einbarung betreffen, sofern über sie nicht zwi-
schen den Trägern oder Verbindungsstellen Eini-
gung erzielt wird, im gegenseitigen Einverneh-
men zu klären suchen und über eine Änderung
des Abkommens und der Vereinbarung verhan-
deln, wenn eine von ihnen dies wünscht.

Geschehen zu München am 2. August 1979 in
zwei Urschriften.

Für den Bundesminister
für soziale Verwaltung:

Ullrich m. p.

Für den Bundesminister
für Arbeit und Sozialordnung:

Leder m. p.

Die vorstehende Vereinbarung tritt gemäß ihrem Abschnitt X am 1. Oktober 1979 in Kraft.
Kreisky


